
157 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 

des Finanz~ und Budgetausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Pit­
termann, Dr. Maleta und Genossen, be­
treffend, ein Bundesgesetz, womit das Wäh­
rungsschutzgesetz, BGBL Nr. 250/1947, ab-

geändert wird (27/ A). 

Bei der Erstellung des Bundes,voransdllages für 
das Jahr 1957 konnte nur für die V ollvalorisie­
rung der Gehälter der öffentlichen Bediensteten 
ab 1. Juli 1957 Vorsorge getroffen werden, weil 
erst später die Bezugserhöhung ab 1. Jänner 1957 
vorge~ehen wurde. 

Die Gehaltserhöhungen im ersten Halbjahr 
1957 ,erfordern einen zusätzlichen Betrag von 
etwa 600 MiUionen Schilling brutto. Dieser Be­
trag so1<I: teilweise dur;ch den Verkauf von Aktien 
der CredioanstaIt-Bankverein und der Osterrei­
chischen Länderbank AktiengeseUs,chaft herein­
gebracht werden; die, Vo'rauss,etzungen hiefür 
sollen durch ein besonderes Bundesgesetz ges'chaf­
fen \v,erden. 

Für die Bedeckung des zu erwartenden Fehl­
betrages soll dadurdl vorgesorgt wer;den, daß 
vori den seinerzeit nach demWährungss'chutz­
gesetz an den Bund abgetretenen For;derungen, 
die auf Grund der Verhandlungen über' das 
Deuts'che Eigentum zwischen Osterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland wieder aufleben, 
ein T eilbetr,ag von, rund 250 Millionen Schilling 
zu diesem Zwecke herangezogen wird. 

Diese Zielsetzung e'rfordert eine .Knderung der 
Bestimmungen der §§ 25 und 29 des Währungs­
sdmtl:gesetzes, BGBL Nr. 250/1947. 

Die Abgeordneten Dr. Pi t t e r man n, Dok­
tor Mal eta und Genossen haben daher in der 
Sitzung des Nationalraltes vom 11. Dezember I 

Machunze 
Berich tersta tter 

1956 einen entsprechenden Initiativanttag elll­
gebracht, der dem Final1!z- und Budgetausschuß 
zur V orheratung zugewiesen wurde. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung vom 13. Dezember 1956 diesen Antrag 
gemeinsam mit dem Antrag 26/A in Verhand­
lung . gezo.gen und nach einer Debatte, in der 
außer dem Berichterstatter Abgeordnet,er Dok­
tor G red 1 e r das W 01't ergriff, beschlossen, den 
beantragten Gesetzentwurf in der beigedruckten 
Fassung dem Hohen Hause zur Annahme zu 
empfehlen. . 

Zu den einzelnen Bestimmungen des· Ges·etz­
entwurfes ist zu bemerken: 

. Art. I Z. 1 bestimmt abweichend von der bis­
her in § 25 des Währungsschutzg~setzes vor­
gesehenen Regelung, daß von den gemäß § ,22 
des Währungssdmtzgeset~es von den. Kredit­
unternehmungen abgeführten Werten der Betrag 
von 250 Millionen Schilling zur Deckung ordent­
licher Haushaltsausgaben .des Bundes verwendet 
werden süll. 

Art. I Z. 2 enthält die Neurögdung der Ver­
rechnung, die zufolg,e der hau,shalrsrechtlichen 
Grundsätze im Hinblick auf die Neufassung des 
§ 25 ·des Währungs-schutzgesetzes erforderlich 
erscheint. 

Auf Grund seiner Beratung steUt nunmehr 
der Finanz- und. Budgetausschuß den An t rag, 
der Nationalrat woHe dem an ge 5 chi 0 s­
sen enG e set zen t w u r f die verfassungs­
mäßige Zustimmul1!gerteilen. 

,Wien, am 13. Dezember 1956 

Ferdinanda Flossmann 
Obmann' 

-j. 
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'j. 
Bundesgesetz vom 

1956, womit das Währungsschutzgesetz, 
BGBl. Nr. 250/1947, abgeändert wird. 

Der Na:tionalrat hat bes'chlossen: 

gung der Bundesschuld bei der Oesterreidlischen 
Nationalbank zu verwenden. Bis zu dieser Höhe 
steLlen die abgeführten Werte ordentliche Ein­
nahmen des Bundes dar." 

2. § 29 hat zu lauten: 

Artikel 1. "Die für den Bund mit der Durchführung 
\ dieses Bundesgesetzes verbundenen Verrechnun­

Das Währungsschutzgesetz, BGBl Nr. 250/ gen haben, soweit sie den Betrag von 250 Mil-
1947, wi.rd abgeändert wie folgt: Iionen Schilling übersteigen, in der Anlehens-

1. § 25 hat zu lauten:: gebarung zu erfolgen." 
,?Die von den Kreditunternehmungen gemäß 

§ 22 ahgeführten Werte sind, soweit sie sich 
dazu eignen, mit dem die Höhe von 250 Mil­
lionen Schilling übersteigenden Betrag zur Til-

Artikel 1I. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium fiir Finanzen betraut. 
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